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Em 4 de maio último, antes que o deputado federal Aguinaldo Ribeiro terminasse 
de ler na televisão seu relatório da Comissão Mista de Reforma Tributária, algo 
surpreendente aconteceu. Em certo momento, subtítulos nas telas de TV indicavam 
que o presidente da Câmara dos Deputados havia tornado irrelevante a Comissão. 
A medida ativava em um limbo o relatório e os trabalhos desenvolvidos durante um 
ano pela comissão de senadores e deputados.

O relatório da Comissão Mista procurava conciliar os projetos da Câmara de De-
putados (PEC 45), do Senado Federal (PEC 110) e do governo federal (PL 3887). 
A PEC 45 cria um IVA (imposto sobre valor adicionado) nacional de receita com-
partilhada entre governo federal, estados e municípios. A PEC 110 cria dois IVAs 
gêmeos, um arrecadado pelo governo federal e o outro, pelos estados. O PL 3887 
apenas consolida dois tributos federais em um IVA federal.

Segundo a versão oficial, a Comissão foi extinta pela sua incapacidade de concluir 
os trabalhos no tempo estabelecido. Mas é plausível que a medida tenha raízes na 
troca de comando das casas legislativas em fevereiro, quando o Dep. Aguinaldo 
apoiou o lado perdedor. Seu relatório, de fato, centrava-se na PEC 45, a mais am-
biciosa das propostas, ao passo que a nova liderança alinhavou com o governo um 
processo gradual de reformas, que podia começar com o PL 3887.

Há amplo consenso no parlamento, nos segmentos empresariais e na academia de 
que os impostos sobre o consumo são, no Brasil, os mais disfuncionais e carentes 
de reforma. O imposto de renda, modernizado com a reforma Everardo Maciel de 
1995, tem estrutura robusta e requer apenas aperfeiçoamentos; seria objeto da 
segunda etapa da reforma. O imposto sobre produtos industrializados (IPI) deve dar 
lugar a um Imposto Seletivo sobre bens causadores de externalidades negativas. 
As contribuições previdenciárias sobre a folha salarial deverão ser reduzidas, o que 
requererá encontrar fontes alternativas de financiamento.
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Die Berichterstattung über Brasilien 
in den deutschen Medien war in den 
letzten Jahren zu einem großen Teil 
negativ. Umweltprobleme wie die 
Abholzung des Amazonas-Regenwaldes 
und die langsamen und unzureichenden 
Reaktionen auf die Corona-Krise erweisen sich zunehmend als ein großes Problem 
für das Image Brasiliens im Ausland. Dies gilt insbesondere für Unternehmen und 
Branchen, die auf ein positives Image des Landes angewiesen sind.

Selbst die Ratifizierung des EU-Mercosur-Abkommens ist zu einem großen Teil 
aufgrund von Umweltfragen gefährdet. Die Nichtratifizierung des Abkommens 
wäre ein großer Fehler für beide Seiten, denn das EU-Mercosur-Abkommen wäre 
das größte Abkommen in der Geschichte der EU und das größte Abkommen 
Südamerikas.

Die Ratifizierung des Abkommens wäre essenziell, um die Handelsbeziehungen 
zwischen Deutschland und Brasilien zu stärken. Deutschland ist historisch ein 
wichtiger Handelspartner Brasiliens. Allerdings haben Deutschland und die EU in den 
letzten Jahren deutlich an Bedeutung verloren: die Ein- und Ausfuhren Brasiliens von 
und nach Europa sind rückläufig. Während der Anteil der EU an den Gesamtexporten 
Brasiliens von 2000 bis 2018 von 29% auf 18% gesunken ist, ist der Anteil Chinas 
an den Gesamtexporten Brasiliens rasant von 2% auf 27% rasant gestiegen. Somit 
ist China aktuell der Haupthandelspartner Brasiliens. 

Anders als die Handelsströme mit der EU weist der Handel mit China einen nur 
geringen Diversifizierungsgrad auf. Mehr als 90% der brasilianischen Exporte nach 
China entfallen auf den Primärsektor (landwirtschaftliche und mineralische Produkte), 
während die Exporte in die EU einen höheren Anteil an verarbeiteten Produkten 
aufweisen. Es ist durchaus richtig, dass eine höhere Spezialisierung der Produktion 
Effizienzgewinne erzeugt. Jedoch kann die Akzentsetzung auf den Primärsektor 
erschweren, dass das Land einen starken Fertigungssektor entwickelt und die 
Komplexität der produzierten Güter erhöht. In den letzten Jahren hat Brasilien die 
stagnierenden Exporte von verarbeitenden Produkten durch einen höheren Anteil 
an landwirtschaftlichen Produkten ersetzt.

Brasilien weist einen geringen Integrationsgrad in globale 
wertschöpfungsketten auf. Wir haben in einer Studie den Anteil an einfachen 
und komplexen Wertschöpfungsketten an der gesamten Wertschöpfung Brasiliens 
dargestellt. Gerade im Vergleich zu den lateinamerikanischen Ländern der 
Pazifik-Allianz (Chile, Peru, Kolumbien und Mexiko) weist Brasilien eine geringere 
Wertschöpfungsverflechtung auf: nur knapp 8% der brasilianischen Wertschöpfung 
wird über einfache und komplexe Lieferketten erzielt. Im Gegensatz hierzu 
liegt dieser Wert für die Mitgliedsländer der Pazifik-Allianz durchschnittlich bei 
14%. Der Unterschied zwischen Brasilien und Deutschland ist noch größer: 
Etwa 17% der deutschen Wertschöpfung entsteht über einfache und komplexe 
Wertschöpfungsketten.

Herausforderungen für 
Brasilien und Deutschland
Ratifizierung des 
Mercosur-EU-Abkommens 
und Ausbau der bilateralen 
Handelsbeziehungen

ProF. Dr. LISANDrA FLACH

_________________________________________________________________________________________________

Die Autorin ist Bereichsleiterin des Zentrums für Außenwirtschaft am ifo institut und Professorin 
für Volkswirtschaftslehre, insbesondere für die Ökonomik der Globalisierung, an der LMU.

Detaillierte Daten zum Mercosur 
und seinen Handelsbeziehungen 

wurden in der April-Ausgabe des ifo-
Schnelldienstes veröffentlicht.

Die 38. Deutsch-Brasilianischen Wirtschaftsta-
ge finden am 18. Oktober 2021 digital statt. 
Die Konferenz wird vom BDI und dem brasi-
lianischen Industrieverband CNI ausgerichtet. 
Zuletzt fanden die Wirtschaftstage Mitte Sep-
tember 2019 in Natal im Nordosten Brasiliens 
mit mehr als 1.200 Vertretern aus Wirtschaft, 
Politik, Gesellschaft und Medien statt. Im ver-
gangenen Jahr musste die Konferenz aufgrund 
der Corona-Pandemie abgesagt werden. Ne-
ben Klimaschutz, Handelspolitik sowie dem 
EU-Mercosur-Abkommen stehen in diesem 
Jahr die Themen erneuerbare Energien, Digi-
talisierung und Gesundheitsvorsorge auf der 
Agenda der Wirtschaftstage.

„Ein enger Austausch mit starken Partnern 
ist in Krisenzeiten noch wichtiger als 

sonst. Das hat die corona-Krise gezeigt. 
Umso mehr freue ich mich, die Deutsch-

Brasilianischen Wirtschaftstage 2021 
– obgleich wegen der Pandemie nur rein 

virtuell – mit zu eröffnen und damit die 
bilateralen Wirtschaftsbeziehungen zu 

stärken. Brasilien bietet als Deutschlands 
wichtigster Handelspartner in südamerika 
großes Wirtschaftspotenzial für deutsche 

Unternehmen. Die chancen für eine 
intensivere Zusammenarbeit bei innovativen 

Technologien und industrie 4.0-Lösungen 
sollten beide Länder nutzen“, sagt BDI-

Präsident Siegfried Russwurm.

Robson Braga de Andrade, presidente 
da CNI: „o Encontro Econômico Brasil-

Alemanha se consolidou como o evento 
mais relevante do setor privado para 

a discussão de temas essenciais para 
o desenvolvimento da parceria bilateral, 

seja por meio da cooperação técnica, do 
comércio ou dos investimentos. Para 2021, 

a cNi e a BDi reproduzirão um pouco da 
experiência do encontro em ambiente virtual, 
com um debate altamente qualificado sobre 

sustentabilidade, inovação e saúde e rodadas 
de negócios digitais em parceria 

com a Apex-Brasil.“ 

Weitere Informationen zu den digitalen 
DBWT finden Sie in Kürze unter:

www.bdi.eu/dbwt2021

ankünDigung

Zudem ist Brasilien eine 
relativ geschlossene 
Volkswirtschaft für den 
internationalen Handel. Eine 
wichtige Folge des geringen 
Öffnungsgrades ist ein geringerer 
Wettbewerb und eine hohe 
Marktkonzentration, was zu höheren 
Preisen für die Endverbraucher und 
einer geringeren Produktvielfalt führt. 
Die protektionistische Handelspolitik 
der Mercosur-Mitgliedstaaten, die 
von einem hohen Zoll und zahlreichen 
nicht-tarifären Handelsbarrieren 
gekennzeichnet ist, erschwert die 
Beteiligung der Region an globalen 
Wertschöpfungsketten. 

Aufgrund der Corona-Krise 
steht Brasilien vor großen 
Herausforderungen. Als Folge der 
Corona-Krise fiel Brasilien von der 
neuntgrößten Volkswirtschaft im 
Jahr 2019 auf die zwölftgrößte im 
vergangenen Jahr zurück und ist 
damit als einziges Land aus der Top-
10-Rangliste gefallen. Außerdem sieht 
sich Brasilien mit einer zunehmenden 
Abhängigkeit von China konfrontiert.

Das Mercosur-EU-Abkommen ist 
eine historische Chance, um die 
Diversifizierung der Wirtschaft zu 
erhöhen und die Integration mit der 
EU zu verstärken. Das Abkommen 
bietet auch die Möglichkeit, die 
Handelsabhängigkeit von China zu 
verringern und würde Brasilien helfen, 
sich schneller von der Corona-Krise 
zu erholen. Der Ratifizierung eines 
solchen modernen und umfassenden 
Abkommens sollte politische Priorität 
eingeräumt werden. l 

A m vergangenen 4. Mai, kurz bevor 
der Bundesabgeordnete Aguinaldo 
Ribeiro im Fernsehen den von ihm 

formulierten Bericht der Gemischten Kom-
mission für die Steuer reform verlesen konnte, 
geschah etwas Überraschendes. Über die 
Fernsehschirme lief ein Schriftband mit der 
Nachricht, dass der Präsident der Abgeord-
netenkammer die Kommission bedeutungslos 
gemacht habe. Diese Maßnahme hinterließ 
die Berichte und Arbeiten, die die Kommissi-
on, gebildet aus Senatoren und Abgeordne-
ten, während eines Jahres geleistet hatte, im 
Schwebezustand.

Ziele der Reform

Der Bericht der Gemischten Kommission 
hatte das Ziel, die Gesetzesentwürfe der 
Abgeordnetenkammer, des Senats und der 
Bundesregierung zu vereinheitlichen. Durch 
Verfassungsergänzung (PEC) sollte eine 
Mehrwertsteuer (imposto de Valor Agregado 
= IVA) geschaffen werden, die zwischen dem 
Bund, den Einzelstaaten und Kommunen ge-
teilt wird. Der Vorschlag des Senats sah eine 
„Zwillings-Mehrwertsteuer“ vor, die eine von 
der Bundesregierung erhoben, die andere von 

den Einzelstaaten. Die Vorlage der Bundesre-
gierung wollte lediglich zwei Bundessteuern in 
einer IVA zusammenfassen.

Nach der offiziellen Version wurde die Kom-
mission nun wegen ihres Unvermögens ab-
geschafft, ihre Arbeiten in der vorgegebenen 
Zeit zu beenden. Wahrscheinlicher ist jedoch, 
dass diese Maßnahme auf der Neuwahl der 
Präsidenten von Kammer und Senat Anfang 
Februar fußte, bei der der Abgeordnete Ri-
beiro die Seite der Verlierer unterstützt hatte. 
Sein Bericht konzentrierte sich auf die ehr-
geizige Vorlage der Abgeordnetenkammer, 
während die neue Kongressführung sich der 
Linie der Regierung anschloss – schrittweiser 
Reformprozess, der mit der Vereinheitlichung 
der beiden Bundessteuern beginnen sollte.

Im Parlament, in Teilen der Unternehmer-
schaft und in der Wissenschaft herrscht brei-
ter Konsens, dass die Verbrauchssteuern in 
Brasilien höchst unwirksam sind und dringend 
einer Reform bedürfen. Hingegen wurde die 
Einkommensteuer 1995 durch eine Reform, 
die mit dem Namen Everardo Maciel verbun-
den ist, auf eine stabile strukturelle Grundlage 
gestellt – sie benötigt lediglich einige Ver-

Der Autor ist Koordenator der studiengruppe steuerrecht 
in der Fundação Getúlio Vargas, são Paulo.

Fortschritte bei der 
Steuerreform in Brasilien 

isaías coelho, sonderberater 
des brasilianischen Wirtschaftsministers, 
analysiert den jetzigen stand. Er legt seine 
persönlichen Einschätzungen dar. sie 
entsprechen nicht notwendig denen der 
Behörden oder der Regierung.

Leia este artigo 
em português sob 

“ZUSATZMATerIALIeN”: 
www.topicos.de
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“A reforma tributária do 
consumo, que melhore 

o ambiente de negócios, 
trará grandes benefícios 
para os brasileiros: mais 

atividade econômica, 
mais empregos, 

mais renda, mais 
oportunidades. o Brasil 

não pode perder esta 
oportunidade histórica.”
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besserungen; diese sollen das Ziel der zweiten 
 Etappe der Steuerreform sein.

Die Steuer auf Industrieprodukte (IPI) soll einer 
Steuer weichen, die selektiv auf Güter erhoben 
wird, die schädliche Außenwirkungen haben. Die 
Beiträge zur Sozialversicherung, bisher bemes-
sen an den Lohnsummen, sollen vermindert wer-
den, was erfordern wird, dass alternative Finanz-
quellen erschlossen werden.

Reform der Verbrauchssteuern

Wenn man Mehrwertsteuer (IVA) als Steuer auf 
Verkäufe – mit Abzugsmöglichkeit der für Ein-
käufe gezahlten Abgaben – versteht, dann hat 
Brasilien vier IVAs: die drei Bundessteuern IPI, 
PIS und Cofins sowie die vierte ICMS der Ein-
zelstaaten, die davon 25% an die Kommunen 
 weitergeben.

Die Vielfalt der IVAs ist dabei das kleinere Problem. Sie alle legen 
den sogenannten „crédito físico“ zugrunde, der nur erlaubt, dass die 
Steuergutschrift für Einkäufe gewährt wird, die in den tatsächlichen 
Produktions prozess einbezogen werden. ICMS und IPI haben vielfältige 
Tarifstufen, die Schwierigkeiten bei der Klassifizierung mit sich bringen. 
PIS und Cofins werden in einigen Bereichen auf den Rechnungsbetrag, 
in anderen auf die Gewinnspanne erhoben. Sie alle haben vielfache Vor-
zugsregelungen, die schwer zu rechtfertigen sind. ICMS ist eine sehr 
alte Steuer, älter als die älteste europäische Mehrwertsteuer. Sie hat 
deshalb alle Fehler eines Prototyps. Die Einzelstaaten haben unter-
schiedliche ICMS-Gesetze, alle sind kompliziert. Die gesetzliche Rege-
lung des Staates São Paulo umfasst 170.000 Worte.

Diese Komplexität der Gesetze wird erschwert durch Verwaltungspro-
zesse, die bürokratisch und unkoordiniert sind. Dies alles führt zu großer 
Rechtsunsicherheit und umfänglichen Rechts- und Verwaltungsstreitig-
keiten auf allen Ebenen. Im Mai dieses Jahres hat das Oberste Bun-
desgericht entschieden, dass die (einzelstaatlichen) ICMS nicht Teil der 
Besteuerungsgrundlage der (Bundes-) PIS und Cofins sind. Das führte 
dazu, dass die Bundesregierung sich einem gigantischen Steuerausfall 
gegenüber sieht. Die Finanzberichte der großen Unternehmen weisen 
hohe Steuer-Passiva aus.

Das alles widerspricht dem Ziel der Mehrwertsteuer, neutral zu sein 
und nicht zu kumulieren. Tatsächlich wurde die Nicht-Kumulierung be-
reits von Wilhelm von Siemens erdacht als Mittel, die Wettbewerbsfähig-

keit zu erhöhen und die Exporte zu erleichtern. Zu den oben angeführten 
Verzerrungen kommen die vom Steuerzahler zu tragenden Kosten der 
Erfüllung der Steuerpflicht sowie die Verwaltungskosten des Fiskus hin-
zu. Man sieht, dass durch die vorgeschlagene Reform für die gesamte 
Gesellschaft ein gewaltiger Gewinn erzielt würde.

Trotz der enormen Unvollkommenheiten der brasilianischen Mehrwert-
steuern und des breiten Bewusstseins, dass eine Reform notwendig ist, 
ist der Modernisierungsprozess nicht einfach. Es gibt lautstarke und ein-
flussreiche Interessengruppen, die sich an ihre Steuervorteile und an die 
wenig transparenten Steuersysteme klammern. Sie weigern sich, ihre 
Privilegien aufzugeben.

Vor kurzem haben sich die Bundesregierung und die Kongress führung 
geeinigt, die Steuerreform zweigleisig in Angriff zu nehmen: Der Senat 
beginnt mit der Prüfung der Reformen, die eine Änderung der Bundes-
verfassung mit sich bringen. Diese sind notwendig, um die ICSM zu 
reformieren. Gleichzeitig wird die Abgeordnetenkammer die Vereinheitli-
chung der Steuern PIS und Cofins durch einfaches Bundesgesetz sowie 
Anpassungen des Einkommensteuergesetzes behandeln. Alle Maßnah-
men müssen jedoch von beiden Parlamentskammern gebilligt werden.

Eine Reform der Verbrauchssteuern, die das Geschäftsklima verbes-
sert, wird für die Brasilianer große Vorteile mit sich bringen: Mehr wirt-
schaftliche Aktivität, mehr Arbeitsplätze, mehr Einkommen, mehr Chan-
cen. Brasilien darf diese historische Gelegenheit nicht verpassen! l

koMMentar  von GüNTer ZeNK 

Steuerreform – warum?
Die Gesamtsteuerlast ist in Brasilien mit rund 33% des BIP annähernd so hoch wie 
im Mittel der OECD-Länder und weit höher als in den meisten lateinamerikanischen 
Ländern. Es kann bei einer Steuerreform also nicht um Steuererhöhungen 
gehen. Vielmehr ist das brasilianische Steuersystem aufgrund seiner Struktur in 
verschiedenen Bereichen reformbedürftig. Der hohe Anteil der indirekten Steuern – 
deren Ausgestaltung über Strecken zudem kompliziert und wettbewerbsverzerrend 
ist, wie beistehender Beitrag erläutert – führt auch zu einer relativ stärkeren Belastung 
der breiteren, ärmeren Bevölkerung. Dem steht ein vergleichsweise niedriger Anteil 
der direkten Einkommen- und Vermögensteuern mit geringer Progression gegenüber. 
Während die Steuererhebung bei abhängig Beschäftigten mit Arbeitsverträgen gut 
greift, erfreuen sich insbesondere die Bezieher von Kapitalerträgen einer niedrigen 
Besteuerung. In dieses Bild passt die angestiegene Flucht der Bezieher hoher 
Einkünfte aus Arbeitseinkommen in Kapitaleinkommen mit geringer Besteuerung – 
das geflügelte Wort ist hier „Pejotização“. Die günstige Kapitalertragsbesteuerung 
verstetigt und verstärkt somit die Ungleichheit zwischen Arm und Reich. 
Eine ausgewogene Steuerreform müsste daher die verschiedenen relevanten 
Komponenten erfassen und ausgleichen. 

wie geht 
das Land 
wirtschaftlich 
weiter? 
Eine Frage, der GüNTer ZeNK  
für TóPicos nachgeht

Nach den herben Einschnitten des 
 letzten Jahres infolge der Covid-19-
Pandemie, der gemessen am Einbruch 
des Brutto-Inlandsprodukts (BIP) von 
4,1% letztlich noch glimpflich verlief, – 
erhofft sich das Land nunmehr eine 
Erholung. Die Zeichen hierfür sind in 

den ersten Monaten des laufenden Jahres nicht schlecht: kein Wumms, 
aber zumindest eine überschaubare Belebung der Konjunktur. Nach 
den Zahlen des Statistischen Amtes IBGE stieg das BIP im ersten 
Quartal 2021 im Vergleich zur entsprechenden Vorjahresperiode 
um 1%. Besonders kräftig legte einmal wieder die Landwirtschaft 
mit 5,2% zu. Die Industrie erreichte insgesamt ein Plus von 3%, 
wobei das verarbeitende Gewerbe bei Produktion von Maschinen und 
Ausrüstungsgütern am stärksten wuchs (5,6%). Gemäß Umfrage des 
Industrieverbandes CNI haben die Unternehmen unterdessen auch 
wieder ihre Lagerhaltung aufstocken können. Hiermit stimmt überein, 
dass die Brutto-Anlageinvestitionen im gleichen Zeitraum um beachtliche 
17% angestiegen sind - die höchste Rate in einem Quartal seit 2010.

Im Gegensatz hierzu schwächelt der Dienstleistungssektor (-0,8%) 
weiter. Hier schlagen die in der Pandemie zurückgegangenen Dienst-
leistungen in den Haushalten ebenso zu Buche wie die Einschränkungen 
der öffentlichen Leistungen bei Verwaltung, Gesundheit und Bildung. 

Auch die Konsumausgaben der privaten Haushalte stagnierten. Hier 
wirkten sich weiter die Einbußen beim Reallohn als Folge der Pande-
mie aus. Die bestehenden budgetären Engpässe waren mitverantwort-
lich für um 4% geringere staatliche Konsumausgaben, verglichen mit 
der entsprechenden Vorjahresperiode. Belebende Impulse steuerte die 
Außenwirtschaft bei: auf der Exportseite belebte sich die Ausfuhr von 
mineralischen Rohstoffen, Nahrungsmitteln und Fahrzeugen, auf der Im-
portseite (+7,7%) waren chemischen Produkte sowie Maschinen und 
Ausrüstungsgüter besonders nachgefragt.

Insgesamt erwarten die Wirtschaftsexperten 
im Verlauf des Jahres eine weitere wirtschaftli-
che Stabilisierung und veranschlagen das wirt-
schaftswachstum für das Gesamtjahr 2021 auf 
3,5-4%. 

Kritische Flanken stellen die Inflationsentwicklung 
und die Fiskal-/Staatsverschuldung dar. Im Mai 
vergangenen Jahres hatte die Preissteigerung 

mit 1,88% ihren Tiefpunkt erreicht, seitdem ist sie drastisch gestiegen. 
Im  Mai 2021 erreichte die Inflationsrate für die letzten 12 Monate 
8,06%, der höchste Wert seit 2016. Hierzu haben steigende Preise bei 
Rohstoffen und Nahrungsmitteln, im Wohnungs- und Transportsektor, 
der schwache Wechselkurs und in letzter Zeit besonders erhöhte Ener-
giepreise beigetragen. Die von der Regierung angezielte Inflationsrate 
liegt für 2021 bei 3,75%, für 2022 bei 3,5% mit Toleranzbreiten jeweils 
von 1,5%.

Die Inflationsentwicklung hat die für die Erhaltung des Geldwertes ver-
antwortliche Zentralbank zum Handeln gezwungen. Um die Konjunktur 
zu fördern, hatte die Zentralbank angesichts der anhaltenden Wirt-
schaftskrise im Lande den Leitzins Selic seit 2015 schrittweise vom 
Höchstwert 14,25% bis auf 2% im Jahre 2020 gesenkt. Jetzt musste 
sie angesichts der Gefahr einer weiteren Beschleunigung der Inflation, 
möglicher Risiken aus dem Fiskalbereich einerseits und positiver An-
zeichen für eine Rückkehr der Wirtschaft zur Normalität andererseits 
den Zinshebel nach oben stellen, um der Inflation entgegenzuwirken. Sie 
erhöhte den Leitzins in diesem Jahr bisher in zwei Schritten auf 3,5% 
und stellte bei Anhalten des Inflationsdrucks weitere Zinssteigerungen 
in Aussicht.

Die sozialen Lasten der Pandemie sind weiter spürbar. Deren Ausgleich 
wird jedoch durch fiskalische Engpässe, gestiegene Schulden und die 
angesprochene Inflationsgefahr begrenzt. Die neuesten Zahlen des 
 IBGEs zur Situation am brasilianischen Arbeitsmarkt verdeutlichen 
die hier infolge der Pandemie eingetretenen Beschäftigungsverluste. 
Die Arbeitslosenquote beträgt derzeit 14,7%, die höchste seit 2012. 
Gegenüber dem Beginn der Pandemie liegt die Beschäftigtenzahl 
um 7% niedriger. Viele Menschen (6 Mio.) haben sich entmutigt vom 
 Arbeitsmarkt zurückgezogen. Die Zahl der Arbeitnehmer im privaten 
Wirtschaftssektor mit und ohne Arbeitskarte ist jeweils um etwa 
10% gefallen. Die Anzahl der häuslichen Arbeitnehmer/innen ist um 
17% niedriger als vor der Pandemie. Die Zahl der Haushalte ohne 

Arbeitseinkommen stieg von 25% auf 31% an. 

Zwar konnte sich der brasilianische Arbeitsmarkt 
seit Erreichen seines Tiefpunktes im August 2020 
schrittweise wieder etwas erholen, gleichwohl 
wird noch einige Zeit vergehen bis die eingetrete-
nen Verluste wieder ausgeglichen sind. l

Entwicklung 
von Konjunktur 

und Arbeitsmarkt

zahlen zu BraSilien

ANZEIGE

Ministério da Infraestrutura

M
arcello Casal Jr. / Agência Brasil 
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Reformando a tributação do consumo

Se entendermos o IVA como imposto aplicado às vendas, com 
crédito pelas compras, o Brasil tem quatro IVAs. Três são fede-
rais: o IPI, seletivo, e duas contribuições de base ampla e similar: 
PIS e Cofins. O quarto IVA, o ICMS, pertence aos estados, que 
compartilham 25% da sua receita com os municípios.

A multiplicidade de IVAs é o menor dos problemas. Todos eles 
adotam o chamado crédito físico, que só permite crédito pelo 
imposto pago nas compras de bens fisicamente incorporados no 
processo produtivo. ICMS e IPI têm múltiplas alíquotas, que geram 
dificuldade de classificação. PIS e Cofins incidem sobre o fatura-
mento em alguns setores, e sobre a margem, em outros. Todos 
eles têm muitos regimes preferenciais e reduções da base de 
cálculo difíceis de justificar. O ICMS é um imposto muito antigo, 
mais velho que o mais velho dos IVAs europeus, então tem todos 
os defeitos dos protótipos. Estados têm leis diferentes de ICMS, 
todas complexas; o regulamento de ICMS do estado de São Paulo 
tem 170 mil palavras. 

A complexidade das leis é agravada por processos administrati-
vos burocráticos e descoordenados. Tudo isso resulta em grande 
insegurança jurídica e volumoso contencioso administrativo e judi-
cial em todas as esferas. Em maio deste ano, o Supremo Tribunal 
Federal decidiu que o ICMS não faz parte da base de PIS e Cofins, 
com o que o governo federal se viu frente a passivo tributário 
gigantesco. Ao mesmo tempo, demonstrações financeiras das 
grandes empresas mostram elevados valores de passivos tribu-
tários contingentes.

Tudo isso frustra o objetivo do IVA de ser não-cumulativo e neutro. 
De fato, a não-cumulatividade do IVA foi pensada por Wilhelm von 
Siemens como maneira de aumentar a competitividade e viabilizar 
exportações. Some-se às distorções acima apontadas os grandes 
custos de cumprimento, pelos contribuintes, e de administração, 
pelo fisco, e ver-se-á que há ganhos enormes para a sociedade na 
reforma que se propõe.

Apesar das enormes imperfeições dos IVAs brasileiros e da ampla 
consciência da necessidade de reforma, o processo de moder-
nização não é fácil. Há grupos de interesse, vocais e influentes, 
que se apegam a benefícios fiscais e a regimes tributários pouco 
transparentes. Eles resistem em renunciar aos privilégios. 

Recentemente, o governo federal e líderes do Congresso acor-
daram em atacar a reforma tributária em dois trilhos paralelos: o 
Senado começa examinando as reformas que envolvem mudança 
na Constituição Federal, necessárias para reformar o ICMS. Ao 
mesmo tempo a Câmara de Deputados tratará da unificação, por 
lei ordinária, de PIS e Cofins, além de ajustas da lei do imposto de 
renda. Todas as medidas, porém, precisam ser aprovadas pelas 
duas casas.

A reforma tributária do consumo, que melhore o ambiente de ne-
gócios, trará grandes benefícios para os brasileiros: mais ativida-
de econômica, mais empregos, mais renda, mais oportunidades. 
O Brasil não pode perder esta oportunidade histórica.
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